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Verordnung § 1 

der Landesregierung 
über die 

Zusammensetzung des 
Landespflegesatzausschusses 

Der Landespflegesatzausschuß setzt sich neben dem 
Vertreter des Landes aus sieben Vertretern der Kran­
kenhäuser, sechs Vertretern der Sozialleistungsträ­
ger und einem Vertreter der privaten Krankenversi­
cherung zusammen. 

Vom 29. September 1986 §2 

Es wird vetordnet auf Grund von 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Vp.rkün­
dung in Kraft. 

1. § 16 Satz i des' Gesetzes zur wirtschaftlichen Si­
cherung der Krankenhäuser und zur Regelung 
der Krankenhauspflegesätze in der Fassung vom 
23. Dezember 1985 (BGBl.I S.33), 

2. § 20 Abs. 4 Satz 1 Nr.1 der Verordnung zur Rege­
lung der Krankenhauspflegesätze vom 21.Au­
gust 1985 (BGBl.I S.1666): 

STUITGART, den 29. September 1986 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 
SPÄTH WEISER SCHLEE 

MAYER-VORFELDER DR. ENGLER 
DR. PALM HERZOG 

DR.EYRlCH 
SCHÄFER 

RUDER GERSTNER 
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Neufassung der Bekanntmachung 
der Landesregierung von 

Baden-Württemberg über die Errichtung 
eines }} Hauses der Heimat « in Stuttgart 

Vom 22. September 1986 

Die Landesregierung von Baden-Württemberg hat 
am 14.Juli 1986 eine Änderung der Bekanntma­
chung vom 30. März 1976 (GEl. S.446) beschlossen; 
die Bekanntmachung hat nunmehr folgenden Wort­
laut: 

§ 1 

Das Land errichtet das)} Haus der Heimat« als nicht 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts im Ge­
schäftsbereich des Innenministeriums. Die Anstalt 
hat ihren Sitz in Stuttgart. 

§2 

Das» Haus der Heimat « dient der Erhaltung des Kul­
turgutes der Vertreibungs gebiete in dem Bewußt­
sein der Vertriebenen und Flüchtlinge, des gesamten 
deutschen Volkes und des Auslandes. Es fördert im 
Rahmen des § 96 des Bundesvertriebenengesetzes 
(BVFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. September 1971 (BGBLI S.1565) die Fortentwick­
lung und Entfaltung dieses Kulturgutes, die Ost- und 
Osteuropakunde im Bereich der Erwachsenen- und 
Jugendbildung und die Begegnung, Aussprache 
und gegenseitige Information aller, die zur Vertie­
fung und Verbreitung des Heimatgedankens, zur 
Bewältigung der Probleme aus Vertreibung und 
Flucht sowie zur gesellschaftspolitischen Eingliede­
rung der Vertriebenen und Flüchtlinge beizutragen 
bemüht sind. 

Die Behandlung deutschlandpolitischer Themen soll 
das Bewußtsein der Einheit Deutschlands und der 
gemeinsamen deutschen Kultur und Geschichte för­
deut 

Das »Haus der Heimat« stellt im Rahmen des An­
staltszwecks den Organisationen und Einrichtungen 
der Vertriebenen und Flüchtlinge seine Räume und 
Einrichtungen soweit möglich zur Verfügung. 

§3 

Dem »Haus der Heimat« werden zur Erfüllung des 
Anstaltszwecks Räume im landeseigenen Gebäude 
Schloßstr.92 in Stuttgart zur Verfügung gestellt. 

Räume, die für das» Haus der Heimat« nicht benötigt 
werden, vermietet das Land im Benehmen mit dem 
Kuratorium zu einer Vorzugsmiete an Organisatio­
nen und Einrichtungen der Vertriebenen und Flücht­
linge. 

§4 

Die Mittel zur Erfüllung des Anstaltszwecks werden 
dem »Haus der Heimat« nach Maßgabe des Staats­
haushaltsplans bereitgestellt. 

§5 

Das llHaus der Heimat« wird von einem Kuratorium 
beraten. Dem Kuratorium gehören an: 

- je ein Vertreter des Finanzministeriums, des Mini­
steriums für Kultus und Sport und des Innenmini­
steriums, die von der Landesregierung berufen 
werden, 

- der Landesbeauftragte für Vertriebene, Flüchtlin­
ge, Aussiedler und Kriegsgeschädigte im Staats­
ministerium und 

drei Vertreter der Vertriebenen und Flüchtlinge, 
die vom Innenministerium berufen werden. 

§6 

Die Mitglieder des Kuratoriums werden auf die Dau­
er von vier Jahren berufen. Wiederberufungistmög­
lieh. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist ein an­
deres Mitglied für die Restdauer zu berufen. 

§7 

Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte längstens auf 
die Dauer der Amtszeit des Kuratoriums einen Vor­
sitzenden und einen Stellvertreter. 

Das Kuratorium ist beschlußfähig, wenn mindestens 
vier Mitglieder anwesend sind. 

Das Kuratorium gibt sich eine Geschäftsordnung. 

§8 

Der Leiter des »Hauses der Heimat« wird vom In­
nenministerium im Benehmen mit dem Kuratorium 
bestellt. 

Das »Haus der Heimat« nimmt seine Tätigkeit am 
1. Mai 1976 auf. 

STUTIGART, den 22. September 1986 

Die Regierung des Landes Baden-Würllemberg: 

SPÄTH WEISER 

MAYER-VORFELDER DR. EYRICH 

HERZOG SCHÄFER 

~(ZHLEE 

DR.PALM 

GERSlNER 

1 Diese Vorschrift betrillt den Zeitpunkt der ursprünglichen Auf­
nahme der Tätigkeit des »Hauses der Heimat«. 
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Verordnung des Ministeriums für Kultus 
und Sport über die Ausbildung und 

Prüfung für die Laufbahnen des 
Fachlehrers und des Technischen Lehrers 

an Sonderschulen 

Vom 25. Juli 1986 

INHALTSüBERSICHT 

1. ABSCHNITT 

§§ 

Ziel der Ausbildung ..................•.... 

2. ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften über den Vorbereitungsdienst 

Voraussetzungen für die Zulassung. . 2 
Zulassungsantrag . . . . . . . . . . . 3 
Zulassung zum Vorbereitungsdienst 4 
Ausbildungsstätten. 5 
Ausbildungsleiter . . . . . . . 6 
Beamtenverhältnis . . . . . . . 7 
Vorgesetzte, Dienstvorgesetzte 8 
Pflichten des Lehreranwärters . 9 

3. ABSCHNITT 

Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes 

Dauer des Vorbereitungsdienstes . . . . . 
Gliederung des Vorbereitungsdienstes . . 
Ausbildung am Fachseminar. 
Schulpraktische Ausbildung. . . . . . . . 

4. ABSCHNITT 

Prüfung 

10 
11 
12 
13 

Prüfungsbehörde . . . . . . . . . . . . . . . . . 14 
Durchführung, Zeitpunkt und Ort der Prüfung . 15 
Prüfungsausschüsse und Prüfer . . . . . . . . . 16 
Schriftliche Arbeit . . . . 17 
Schulpraktische Prüfung. 18 
Schriftliche Prüfung . . . 19 
Mündliche Prüfung. . . . 20 
Bewertung der Prüfungsleistungen . 21 
Endnotenin den Prüfungs teilen und Gesamtnote . 22 
Fernbleiben von der Prüfung. . . . . . . . . . . . . . 23 

Täuschungsversuch, Verstoß gegen die Ordnung. . . 24 
Wiederholung der Prüfung. . . . . . . . . 25 
Erwerb der Befähigung, Prüfungszeugnis . . 26 

5. ABSCHNITT 

Organisation und Inhalte der Ausbildung und Prüfung . . .. 27 

'. \ 
6. ABSCHNITT 

übergangs- und Schluß bestimmungen 

Übergangsvt ~3chrift . 
Inkrafttreten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

28 
29 

Es wird im Einvernehmen mit dem Innenministerium 
und dem Finanzministerium verordnet auf Grund 
von 

1. § 4 Abs. 3 und § 18 Abs. 2 und 3 des Landesbeam­
tengesetzes (LBG) in der Fassung vom 8. August 
1979 (GBL S.398), geändert durch Gesetz vom 
11. Dezember 1979 (GBL S.529), 

2. § 35 Abs.3 des Schulgesetzes für Baden-Würt­
temberg (SchG) in der Fassung vom 1.August 
1983 (GBL S.397): 

1. ABSCHNITT 

Ziel der Ausbildung 

§ 1 

Der Lehreranwärter soll mit den Aufgaben eines 
Fachlehrers an Schulen für Körperbehinderte oder 
Geistigbehinderte oder eines Technischen Lehrers 
an Schulen für Geistigbehinderte so vertraut ge­
macht werden, daß er erfolgreich und verantwortlich 
einen Erziehungs- und Bildungsauftrag als Fachleh­
rer an Schulen für Körperbehinderte oder Geistigbe­
hinderte oder als Technischer Lehrer an Schulen für 
Geistigbehinderte wahrnehmen kann. 

2. ABSCHNITT 

Vorbereitungsdienst 

§ 2 

Voraussetzung für die Zulassung 

Zum Vorbereitungsdienst wird zugelassen, wer 

1. die persönlichen Voraussetzungen für die Beru­
fung in das Beamtenverhältnis erfüllt, 

2. den erfolgreichen Abschluß an einer Realschule 
oder einen gleichwertigen Bildungsabschluß 
nachweist, 

3. a) für die Aufnahme als Fachlehreranwärter für 
die Schulen für Körperbehinderte die Befähi­
gung als Krankengymnast oder als Beschäfti­
gungstherapeut besitzt, 

b) für die Aufnahme als Fachlehreranwärter für 
die Schulen für Geistigbehinderte die Prü­
fung als staatlich anerkannter Erzieher abge­
legt hat, 

c) für die Aufnahme als Technischer Lehreran­
wärter für die Schulen für Geistigbehinderte 
eine Meisterprüfung oder die Prüfung als 
staatlich geprüfter Techniker der Fachrich­
tung Rehabilitationstechnik abgelegt hat, 

4. eine Tätigkeit unter Anleitung des Schulleiters 
oder einer besonders geeigneten Lehrkraft von 
mindestens zwölf Monaten an einer Sonderschu­
le oder einem Sonderschulkindergarten für kör-
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perbehinderte oder geistigbehinderte Kinder 
und Jugendliche oder an einer Abteilung für kör­
perbehinderte oder geistigbehinderte Kinder 
und Jugendliche eines anderen Scbultyps nach­
weist, 

5. nach amtsärztlichem Gesundheitszeugnis die 
gesundheitliche Eignung für die übernahme in 
den Vorbereitungsdienst und die angestrebte 
Laufbahn besitzt oder als Schwerbehinderter 
über ein Mindestmaß an gesundheitlicher Eig­
nung verfügt. 

§ 3 

Zulassungsantrag 

(1) Der Antrag auf Zulassung zum Vorbereitungs­
dienst ist spätestens vier Monate vor Beginn des Vor­
bereitungsdienstes, zu dem die Zulassung beantragt 
wird, bei dem für den Bewerber zuständigen Ober­
schulamt einzureichen. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen: 

1. Ein Lebenslauf in tabellarischer Form, 

2. ein Personalbogen mit einem Lichtbild aus neue­
ster Zeit, 

3. das Abschlußzeugnis einer Realschule oder der 
Nachweis über einen gleichwertigen Bildungs­
abschluß, 

4. das Zeugnis über den erfolgreichen Abschluß der 
beruflichen Ausbildung gemäß § 2 Nr.3 Buch­
st. a, b oder c, 

5. der Nachweis über die abgeleistete schulprakti­
sche Tätigkeit gemäß § 2 Nr.4, 

6. eine Erklärung des Bewerbers, ob er bereits in ei­
nem anderen Bundesland oder bei einer anderen 
Zulassungsbehörde einen Antrag auf Zulassung 
zum Vorbereitungsdienst gestellt oder einen Vor­
bereitungsdienst ganz oder teilweise abgeleistet 
hat, 

1. eine Geburtsurkunde, gegebenenfalls eine Hei­
ratsurkunde und Geburtsurkunden der Kinder, 

8. ein Staatsangehörigkeitsausweis oder eine Be­
scheinigung über die Rechtsstellung als Deut­
scher im Sinne des Artikels 116 des Grundgeset­
zes, 

9. eine Erklärung des Bewerbers, ob gegen ihn we­
gen des Verdachts einer Straftat ein gerichtliches 
Strafverfahren oder ein staatsanwaltschaftliches 
Ermittlungsverfahren anhängig ist, 

10. ein amtsärztliches Gesundheitszeugnis aus 
neuester Zeit. 

Zeugnisse sind in amtlich beglaubigter Fotokopie 
oder Abschrift vorzulegen. Die Vorlage der Zeugnis­
urschriften kann verlangt werden. 

(3) Bei der Entscheidung über den Zulassungsantrag 
muß ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Be­
hörde (§ 30 Abs.5 des Bundeszentralregistergeset­
zes) vorliegen, das nicht älter als drei Monate sein 
soll. Das Führungszeugnis ist vom Bewerber bei der 
Meldebehörde zur Vorlage bei dem nach Absatz 1 
zuständigen Oberschulamt zu beantragen. 

§4 

Zulassung zum Vorbereitungsdienst 

(1) über die Zulassung zum Vorbereitungsdienst 
entscheidet das Ministerium für Kultus und Sport im 
Rahmen der vorhandenen Ausbildungsplätze. 

(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die in § 2 
genannten Voraussetzungen oder die in § 3 gefor­
derten Unterlagen nicht vorliegen. 

(3) Eine Zulassung wird unwirksam, wenn der Be­
werber den Vorbereitungsdienst nicht zu dem ihm 
bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer ihm ein­
geräumten Nachfrist antritt. 

§5 

Ausbildungsstätten 

(1) Ausbildungsstätten sind das Fachseminar für 
Sonderpädagogik (Fachseminar) und öffentliche 
Sonderschulen. An die Stelle einer öffentlichen Son­
derschule kann mit Genehmigung des Ministeriums 
für Kultus und Sport eine staatlich anerkannte Son­
derschule in freier Trägerschaft treten. 

(2) An einer Ausbildungsstätte dürfen nur so viele 
Lehreranwärler ausgebildet werden, wie sich mit 
dem Ziel einer gründlichen Ausbildung für Lehrer­
anwärter und Schüler vereinbaren läßt. 

§ 6 

Ausbildungsleiter 

Ausbildungsleiter ist der Leiter des Fachseminars. Er 
ist verantwortlich für die gesamte Ausbildung. 

§1 

Beamtenverhältnis 

(1) Der zum Vorbereitungsdienst zugelassene )le­
werber wird vom Oberschulamt Tübingen unteT Be­
rufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf zum 
Fachlehreranwärter oder zum Technischen Lehrer­
anwärter ernannt. 

(2) Der Vorbereitungsdienst und das Beamtenver­
hältnis enden mit Ablauf des Tages, an dem dem 
Lehreranwärler mitgeteilt wird, daß er die Prüfung 
bestanden oder auch nach Wiederholung nicht be­
standen hat. 
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(3) Der Lehreranwärter soll entlassen werden, wenn 

1. er den Vorbereitungsdienst nicht ordnungsge­
mäß ableistet oder in der Ausbildung nicht hin­
reichend fortschreitet; 

2. der Vorbereitungsdienst in folge Erkrankung um 
mehr als ein Jahr verlängert werden müßte; im 
Falle einer Schwangerschaft ist entsprechend zu 
verfahren, sofern die mutterschutzrechtlichen 
Bestimmungen dem nicht entgegenstehen; der 
Anspruch auf Abschluß der Ausbildung geht 
durch diese Entlassung nicht verloren; 

3. ein anderer wichtiger Grund vorliegt. 

§8 

Vorgesetzte, Dienstvorgesetzte 

(1) Der Leiter des Fachseminars ist Vorgesetzter des 
Lehreranwärters. Die in der Ausbildung eingesetz­
ten Lehrkräfte und die Schulleiter der Schulen, de­
nen der Lehreranwärter zugewiesen ist, sind in ih­
rem jeweiligen Teilbereich der Ausbildung wei­
sungsberechtigtj in Zweifelsfällen entscheidet der 
Leiter des Fachseminars. 

(2) Dienstvorgesetzter des Lehreranwärters ist der 
Präsident des Oberschularnts Tübingen. 

§9 

Pflichten des Lehreranwiirters 

Der Lehreranwärter ist verpflichtet, während des 
Vorbereitungsdienstes an allen für ihn vorgeschrie­
benen Lehrveranstaltungen teilzunehmen und die 
im Rahmen der Ausbildung vorgeschriebenen Auf­
gaben an der Schule, der er zur Ausbildung zuge­
wiesen ist, zu erfüllen. 

3. ABSCHNITT 

Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes 

§ 10 

Dauer des Vorbereitungsdienstes 

(1) Der Vorbereitungsdienst beginnt in Zeitabstän­
den von eineinhalb Jahren zum 1.September oder 
1. März, sofern das Ministerium für Kultus und Sport 
nicht einen anderen Tag festlegt. Die im September 
beginnenden Kurse enden im Februar des über­
nächsten, die im März beginnenden Kurse enden im 
August des folgenden Jahres. 

(2) Bei Unterbrechung der Ausbildung durch Krank­
heit ist der Vorbereitungsdienst auf Antrag durch das 
Oberschulamt Tübingen um die erforderliche Zeit zu 
verlängern, wenn die versäumte Zeit insgesamt vier 
Wochen übersteigt. Notwendige Verlängerungszei­
ten dürfen zusammen ein Jahr nicht überschreiten. 

Im Falle einer Unterbrechung durch Schwanger­
schaft ist der Vorbereitungsdienst auf Antrag durch 
das Oberschulamt Tübingen um die erforderliche 
Zeit zu verlängern. 

(3) Der Vorbereitungsdienst verlängert sich um die 
erforderliche Zeit, höchstens jedoch um ein Jahr, 
wenn der Lehreranwärter die Prüfung nicht bestan­
den hat oder wenn die Prüfung als nicht bestanden 
gilt. 

§11 

Gliederung des Vorbereitungsdienstes 

(1) Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in die Aus­
bildung am Fa~hseminar und die schulpraktische 
Aqsbildung. 

(2) Die Ausbildung am Fachseminar erstreckt sich 
über die gesamte Ausbildungszeit, mit Ausnahme 
der Blockpraktika. Sie dient der Erweiterung und 
Vertiefung der pädagogischen und didaktischen 
Einsichten, Erfahrungen und Fertigkeiten, die der 
Lehreranwärter in seiner bisherigen Tätigkeit und in 
seiner Ausbildung erworben hat. 

(3) Die schulpraktische Ausbildung erfolgt im zwei­
ten und dritten Ausbildungshalbjahr durch zwei 
Blockpraktika. Je ein Blockpraktikum wird im zwei­
ten und dritten Ausbildungshalbjahr durchgeführt 
und dauert jeweils fünf Wochen. Die schulpraktische 
Ausbildung dient der Einübung in die Erziehungs­
und Unterrichtstätigkeit an den Schulen. Die Prü­
fung wird im dritten Ausbildungshalbjahr durchge­
führt. 

§ 12 

Ausbildung am Fachseminar 

Die theoretische Ausbildung erfolgt am Fachseminar 
und erstreckt sich auf folgende Gebiete: 

1. für Fachlehreranwärter der Fachrichtung Kör­
perbehindertenpädagogik: 

a) Sonderpädagogik mit Sonderpädagogischer 
Psychologie und Diagnostik, 

b) medizinische Grundlagen, 

c) Praxis der Krankengymnastik und der Be­
schäftigungstherapie an der Schule für Kör­
perbehinderte, 

d) Grundzüge des Schul-, Beamten- und Diszi­
plinarrechts unter besonderer Berücksichti­
gung des Sonderschulrechtsj 

2. für Fachlehreranwärter und für Technische Leh­
reranwärter der Fachrichtung Geistigbehinder­
tenpädagogik: 

a) Sonderpädagogik mit Sonderpädagogiseher 
Psychologie, 
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b) Kinder- und Jugendpsychiatrie, 

c) Praxis der Schule tür Geistigbehinderte, 

d) Grundzüge des Schul-, Beamten- und Diszi­
plinarrechts unter besonderer Berücksichti­
gung des Sonderschulrechts. 

§ 13 

Schulpraktische Ausbildung 

(1) Die schulpraktische Ausbildung erfolgt an einer 
Sonderschule tür Körperbehinderte oder Geistigbe­
hinderte. 

(2) Das Oberschulamt Tübingen teilt die Lehreran­
wärter im Benehmen mit dem Ausbildungsleiter den 
Schulen zu. Liegt die Schule, der ein Lehreranwärter 
zugewiesen werden soll, im Bereich eines anderen 
Oberschulamts, erfolgt die Zuweisung im Einver­
nehmen mit diesem Oberschulamt. Die schulprakti­
sche Ausbildung eines Lehreranwärters kann an 
mehreren Schulen durchgeführt werden. 

(3) Der Schulleiter oder sein ständiger Vertreter re­
gelt im Einvernehmen mit dem Ausbildungsleiter 
die schulpraktische Ausbildung und die Zuteilung 
zu einem Mentor. 

(4) Der Lehreranwärter hat im Blockpraktikum zu 
hospitieren und selbständig zu unterrichten. Er fer­
tigt über die Hospitationen und den selbständigen 
Unterricht einen Erfahrungsbericht. Die Unterlagen 
über die schriftliche Vor- und Nachbereitung des 
selbständigen Unterrichts sind dem Mentor regel­
mäßig vorzulegen und mit ihm zu besprechen. 

(5) Der Mentor bespricht regelmäßig mit dem Leh­
reranwärter pädagogische, didaktische und metho­
dische Fragen aus dem Unterrlchtsalltag. 

4. ABSCHNITT 

Prüfung 

§ 14 

Prüfungsbehörde 

Prüfungsbehörde ist das Prüfungsamt beim Ministe­
rium für Kultus und Sport mit seiner Außenstelle 
beim Fachseminar. Das Prüfungs amt ist für die nach 
dieser Verordnung zu treffenden Entscheidungen 
zuständig, soweit in dieser Verordnung nicht andere 
Zuständigkeiten festgelegt sind. 

§ 15 

Durchführung, Zeitpunkt und Ort der Prüfung 

(1) Das Prüfungs amt bestimmt Zeitraum, Ort der 
Prüfung und die Termine für die einzelnen Prüfungs­
teile. 

(2) Die Prüfung umfaßt: 

1. schriftliche Arbeit (§ 17), 

2. schulpraktische Prüfung (§ 18), 

3. schriftliche Prüfung (§ 19), 

4. mündliche Prüfung (§ 20). 

§ 16 

Prüfungsausschüsse und Prüfer 

(1) Zu Prüfern und Mitgliedern der Prüfungsaus­
schüsse können Angehörige der KuItusverwaltung 
bestellt werden, die die Befähigung für die Laufbahn 
des Fachlehrers an Schulen für Körperbehinderte 
oder Geistigbehinderte oder des Technischen Leh­
rers an Schulen für Geistigbehinderte besitzen oder 
die nach ihrer Ausbildung befähigt sind, die nach 
dieser Verordnung erforderlichen Prüfungen abzu­
nehmen. 

(2) Das Prüfungsamt bildet für jeden Prüfungsterrnin 
die Prüfungsausschüsse für die schulpraktische Prü­
fung, die schriftliche Prüfung und die mündliche 
Prüfung und benennt den Zweitprüferfür die schrift­
liche Arbeit. 

(3) Jeder Prüfungsausschuß für die schulpraktische 
Prüfung besteht aus drei Prüfern: 

einem Vertreter der Kultusverwaltung als Vorsit­
zendem, dem Mentor und einem weiteren Prüfer. 

Jeder Prüfungsausschuß für die mündliche Prüfung 
besteht aus zwei oder drei Prüfern: 

einem Vertreter der Kultusverwaltung als Vorsit­
zendem und je nach fachlicher Notwendigkeit 
aus einem oder zwei weiteren Prüfern. 

Jeder Prüfungsausschuß für die schriftliche Prüfung 
besteht aus zwei Prüfern: 

einem Vertreter der Kultusverwaltung als Vorsit­
zendem und einem weiteren Prüfer. 

Der Vorsitzende leitet die Prüfung. 

(4) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse sind bei 
ihrer Tätigkeit als Prüfer unabhängig und nicht an 
Weisungen gebunden. Sie sind zur Amtsverschwie­
genheit verpflichtet. 

(5) Der Leiter des Prüfungsamtes und sein Vertreter 
haben das Recht, bei der Prüfung anwesend zu sein. 
Sofern ein dienstliches Interesse vorliegt, kann wei­
teren Personen die Anwesenheit gestattet werden. 

§ 17 

Schriftliche Arbeit 

(1) In der schriftlichen Arbeit soll der Lehreranwärter 
nachweisen, daß er ein Thema aus dem Bereich der 
sonderpädagogischen Arbeit mit körperbehinderten 
oder geistigbehinderten Kindern und Jugendlichen 
selbständig bearbeiten kann. 
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(2) Dem Lehreranwärter wird vor Beginn des ersten 
Blockpraktikums von einem Dozenten oder Lehrbe­
auftragten des Fachseminars im Einvernehmen mit 
dem Prüfungsamt ein Thema für die schriftliche Ar­
beit gestellt. Vorschläge des Lehreranwärters kön­
nen berücksichtigt werden. 

(3) Die Arbeit ist innerhalb von zwei Monaten anzu­
fertigen. Die Frist kann in besonderen Fällen durch 
das Prüfungsamt bis zu einem Monat verlängert wer­
den. 

(4) Die maschinengeschriebene Arbeit ist in doppel­
ter Fertigung beim Ausbildungsleiter abzugeben. 
Der Lehreranwärter erhält eine Bescheinigung über 
die rechtzeitige Abgabe der Arbeit. Die Arbeit muß 
mit einer Inhaltsübersicht und mit einem Verzeichnis 
der benützten Quellen und Hilfsmittel versehen sein. 
Die Stellen der Arbeit, die anderen Werken im Wort­
laut oder dem Sinn nach entnommen sind, müssen 
unter Angabe der Quellen als Entlehnung kenntlich 
gemacht werden. Der Arbeit ist die Versicherung an­
zuschließen, daß sie vom Lehreranwärter selbstän­
dig gefertigt wurde, daß die Quellen einer Entleh­
nung kenntlich gemacht, und daß außer den ge­
nannten keine weiteren Hilfsmittel verwendet wor­
den sind. 

(5) Die Arbeit ist durch den Dozenten oder Lehrbe­
auftragten, der das Thema gestellt hat, und einen 
weiteren Prüfer auf einem besonderen Blatt zu beur­
teilen und unabhängig voneinander mit einer Note 
nach § 21 zu bewerten. Nach Abschluß der Beurtei­
lung der Arbeit sollen sich die Prüfer bei abweichen­
dem Ergebnis der Bewertung über die endgültige 
Bewertung einigen. Einigen sie sich nicht, setzt das 
Prüfungsamt die Note fest. Die endgültige Note ist 
auf einem der Beurteilungsbogen zu vermerken und 
von den Prüfern, gegebenenfalls vom Prüfungs amt 
zu unterzeichnen. 

(6) Wird die Arbeit nicht fristgerecht abgeliefert, so 
ist die Note »ungenügend« (6,0) zu erteilen. 

§ 18 

Schulpraktische Prüfung 

(1) Der Lehreranwärter hat am Ende des zweiten 
Blockpraktikums eine schulpraktische Prüfung ab­
zulegen, die zwei verschiedene UnterrichtseinheUen 
umfaßt. Die Unterrichtseinheiten sind in der Regel 
auf verschiedenen Schulstufen durchzuführen. 

(2) Die Themen und Dauer einer Unterrichtsein­
heit werden vom Prüfungsamt bestimmt. Der Leh­
reranwärter übergibt dem Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses vor Beginn der Unterrichtsein­
heit einen schriftlichen Entwurf über die Unter­
richtsplanung. § 11 Abs.4 Sätze 3 bis 5 gilt entspre­
chend. 

(3) Das Thema der Unterrichtseinheit ist dem Lehrer­
anwärter vom Prüfungsamt drei Werktage vor dem 
Tag, an dem die Unterrichtseinheit durchgeführt 
wird, bekanntzugeben. Werden beide Unterrichts­
einheiten am selben Tag abgenommen, so sind die 
Themen sechs Werktage vor dem Tag, an dem die 
Unterrichtseinheiten durchgeführt werden, be­
kanntzugeben. 

(4) Im Anschi uß an jede Unterrichtseinheit er hält der 
Lehreranwärter Gelegenheit, zum Ablauf der Unter­
richtsstunde aus seiner Sicht Stellung zu nehmen. 

(5) Im unmittelbaren Anschluß an die Anhörung des 
Lehreranwärters wird jede Unterrichtseinheit, unter 
Berücksichtigung des Entwurfs des Lehreranwärters 
über die Unterrichtsplanung und gegebenenfalls 
seiner Stellungnahme zur Unterrichtseinheit, mit ei­
ner Note nach § 21 bewertet. Einigen sich die Prüfer 
nicht, setzt das Prüfungsamtnach Anhörung der Prü­
fer die Note im Rahmen der Vorschläge der Prüfer 
fest. 

§ 19 

Schriflliche Prüfung 

(1) In der schriftlichen Prüfung sind zwei Klausurar­
beiten zu fertigen. Je Klausur werden den Lehreran­
wärtern der Fachrichtung Körperbehin,dertenpäd­
agogik zwei Aufgaben oder Aufgabengruppen aus 
den in § 12 Nr.1 Buchst.a und c genannten Gebie­
ten, den Lehreranwärtern und Technischen Lehrer­
anwärtern der Fachrichtung Geistigbehinderten­
pädagogik zwei Aufgaben oder Aufgabengruppen 
aus den in § 12 Nr.2 Buchst.a und c genannten Ge­
bieten zur Wahl gestellt. Die Bearbeitungszeit be­
trägt je vier Stunden. Die Aufgaben werden vom 
Prüfungs amt gestellt. 

(2) Bei der Anfertigung der Arbeiten dürfen nur die 
zugelassenen Hilfsmittel verwendet werden. 

(3) Gibt ein Lehreranwärter eine Klausurarbeit nicht 
oder nicht rechtzeitig ab, wird sie mit der Note »un­
genügend« (6,0) bewertet. 

(4) über die Durchführung der Klausurarbeiten ist 
vom Aufsichtsführenden eine Niederschrift zu ferti­
gen, in die Beginn und Ende der Prüfung und alle 
wesentlichen Vorgänge während der Prüfung aufzu­
nehmen sind. 

(5) Jede Klausurarbeitist von den beiden Prüfern un­
abhängig voneinander zu beurteilen und mit einer 
Note nach § 21 zu bewerten. § 11 Abs. 5 Sätze 2 bis 4 
gilt entsprechend. 

§ 20 

Mündliche Prüfung 

(1) In der mündlichen Prüfung werden die Lehreran­
wärter schwerpunktrnäßig in den in § 12 genannten 
Ausbildungsgebieten geprüft, die nicht Gegenstand 
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der schriftlichen Prüfung waren. Die Prüfung dauert 
etwa 50 Minuten. 

(2) Jeder Lehreranwärter wird einzeln geprüft. Ein 
Anspruch auf Zuweisung zu einem bestimmten Prü­
fungsausschuß besteht nicht. 

(3) Die Leistungen des Lehreranwärters sind vom 
Prüfungsausschuß unmittelbar im Anschluß an die 
mündliche Prüfung zu beurteilen und mit einer Note 
nach § 21 zu bewerten. Einigen sich die Prüfer nicht, 
setzt das Prüfungs amt im Rahmen der Vorschläge 
der Prüfer die Note fest. 

(4) Lehreranwärter können als Zuhörer bei der 
mündlichen Prüfung vom Prüfungsamt zugelassen 
werden, sofern der Prüfungsteilnehmer zustimmt. Es 
sollen nicht mehr als fünf Zuhörer zugelassen wer­
den. 

§ 21 

Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen sind wie folgt 
zu bewerten: 

sehr gut (1) 

gut (2) 

befriedigend (3) 

ausreichend (4) 

mangelhaft (5) 

ungenügend (6) 

eine Leistung, die den Anfor­
derungen in besonderem Ma­
ße entspricht; 

eine Leistung, die den Anfor­
derungen voll entspricht, 

eine Leistung, die im allgemei­
nen den Anforderungen ent­
spricht; 

eine Leistung, die zwar Män­
gel aufweist, aber im ganzen 
den Anforderungen noch ent­
spricht, 

eine Leistung, die den Anfor­
derungen nicht entspricht, je­
doch erkennen läßt, daß die 
notwendigen Grundkenntnis­
se vorhanden sind; 

eine Leistung, die den Anfor­
derungen nicht entspricht und 
bei der die notwendigen 
Grundkenntnisse fehlen. 

(2) Es können Zwischennoten (halbe Noten) erteilt 
werden. Für Zwischennoten sind folgende Bezeich­
nungen zu verwenden: 

sehr gut bis gut, 
gut bis befriedigend, 
befriedigend bis ausreichend, 
mangelhaft bis ausreichend, 
ungenügend bis mangelhaft. 

§ 22 

Endnoten in den Prüfungsteilen und Gesarntnote 

(1) Nach Abschluß der Prüfung stellt das Prüfungs­
amt die Endnoten der einzelnen Prüfungsteile (§ 15 
Abs.2) fest. Die Endnote der schulpraktischen Prü­
fung errechnet sich aus dem Durchschnitt der beiden 
Unterrichtseinheiten und die Endnote der schriftli­
chen Prüfung aus dem Durchschnitt der einzelnen 
Klausurarbeiten. Der für die Endnote maßgebende 
Mittelwert wird auf eine Dezimale berechnet. 

(2) Die Gesamtnote ergibt sich aus dem auf eine De­
zimale berechneten Mittelwert der Endnoten der 
einzelnen Prüfungsteile. Ein nach Satz 1 errechneter 
Mittelwert von 

1,0 bis 1,4 ergibt die Gesamtnote 
»mit Auszeichnung bestanden«, 

1,5 bis 2,4 ergibt die Gesamtnote 
»gut bestanden«, 

2,5 bis 3,4 ergibt die Gesamtnote 
}) befriedigend bestanden «, 

3,5 bis 4,0 ergibt die Gesamtnote 
»bestanden«. 

(3) Die Prüfung ist bestanden, wenn jeder Prüfungs­
teil mindestens mit der Endnote »ausreichend ({ (4,0) 
bewertet worden ist. 

(4) Ist die Prüfung nicht bestanden, so wird eine Ge­
samtnote nicht ermittelt. 

§ 23 

Fernbleiben von der Prüfung 

(1) Wenn der Lehreranwärter ohne Genehmigung 
des Prüfungsamts der Prüfung insgesamt oder ein­
zelnen Prüfungsterminen fernbleibt, so gilt die Prü­
fung als nicht bestanden. 

(2) Genehmigt das Prüfungsamt das Fernbleiben, so 
gilt die Prüfung oder der Prüfungsteil als nicht unter­
nommen. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt, insbesondere 
wenn der Lehreranwärter durch Krankheit an der 
Ablegung der Prüfung verhindert ist. Das Prüfungs­
amt kann die Vorlage geeigneter Beweismittel ver­
langen. Bei Krankheit ist umgehend ein ärztliches 
Zeugnis vorzulegen. Das Prüfungsamt kann ein 
amtsärztliches Zeugnis verlangen. Das Prüfungsamt 
bestimmt, wann die Prüfung oder der noch nicht ab­
gelegte Teil der Prüfung nachzuholen ist. Die Prü­
fung muß spätestens nach einem Jahr begonnen 
oder fortgesetzt werden. 

(3) Hat sich ein Lehreranwärter in Kenntnis eines 
wichtigen Grundes der Prüfung ganz oder teilweise 
unterzogen, so kann ein nachträglicher Antrag auf 
Nichtbewertung dieser Prüfungsleistungen wegen 
dieses Grundes nicht genehmigt werden. 
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§ 24 

Täuschungsversuch, Verstoß gegen die Ordnung 

(1) Unternimmt es ein Lehreranwärter, das Ergebnis 
der Prüfung durch Täuschung oder Benutzung nicht 
zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen oder macht 
er sich sonst eines erheblichen Verstoßes gegen die 
Ordnung schuldig oder entsprechen die nach § 17 
Abs.4 und § 18 Abs. 2 abgegebenen Versicherungen 
nicht der Wahrheit, so setzt das Prüfungsamt die No­
te »ungenügend« fest oder schließt den Lehreran­
wärter von der weiteren Teilnahme an der Prüfung 
aus. Im letzteren Fall gilt die gesamte Prüfung als 
nicht bestanden. 

(2) Stellt sich nachträglich heraus, daß eine der Vor­
aussetzungen des Absatzes 1 vorlag, so kann das 
Prüfungsamt die ergangene Prüfungsentscheidung 
zurücknehmen und die bestandene Prüfung für 
nicht bestanden erklären oder für die betreffende 
Prüfungsleistung die Note »ungenügend« festset­
zen. Dies ist ausgeschlossen, wenn seit der Beendi­
gung der Prüfung mehr als zwei Jahre vergangen 
sind. 

§ 25 

Wiederholung der Prüfung 

Hat der Lehreranwärter die Prüfung nicht bestan­
den, so kann er sie in den Prüfungsteilen (§ 15 
Abs. 2), in denen er die Prüfung nicht bestanden hat, 
einmal wiederholen. Gilt die ganze Prüfung gemäß 
§ 23 Abs.l oder § 24 Abs.1 als nicht bestanden, so 
erstreckt sich die Wiederholungsprüfung auf alle 
Prüfungsteile (§ 15 Abs. 2). 

§ 26 

Erwerb der Befähigung, Prüfungszeugnis 

(1) Mit dem Bestehen der Prüfung erwirbt der Leh­
reranwärter die Befähigung für die Laufbahn des 
Fachlehrers an Schulen für Körperbehinderte oder 
für Geistigbehinderte oder für die Laufbahn des 
Technischen Lehrers an Schulen für Geistigbehin­
derte. 

(2) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein Zeug­
nis, das die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen 
ausweist. Im Zeugnis sind die Noten und die Ge­
samtnote in ihrer wörtlichen Bezeichnung zu ver­
wenden. In Klammern ist die ungerundete Gesamt­
note anzugeben. 

(3) Wer die Prüfung bestanden hat, ist berechtigt, die 
Berufsbezeichnung » Staatlich geprüfter Fachlehrer 
für Sonderschulen« oder »Staatlich geprüfter Tech­
nischer Lehrer für Sonderschulen« zu führen. 

(4) Ist die Prüfung nicht bestanden, so erhält der Leh­
reranwärter einen entsprechenden schriftlichen Be­
scheid. 

5. ABSCHNITT 

§ 27 

Organisation und Inhalte der Ausbildung 
und Prüfung 

Einzelheiten der Organisation und der Inhalte der 
Ausbildung und der Prüfung werden durch Verwal­
tungsvorschrift geregelt. 

6. ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußbestlmmungen 

§ 28 

Obergangsvorschrift 

Lehreranwärter, die vor dem Zulassungstermin Au­
gust 1986 zum Vorbereitungsdienst zugelassen wur­
den, werden nach den bisherigen Vorschriften aus­
gebildet und geprüft. Staatlich geprüfte Techniker 
und Gymnastiklehrerinnen, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Verordnung bereits in den 
Schuldienst eingestellt sind, können abweichend 
von § 2 Nr. 3 bund c zum Vorbereitungsdienst zuge­
lassen werden. 

§ 29 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des 
Ministeriums für Kultus und Sport über die Ausbil­
dung und Prüfung für die Laufbahn des Fachlehrers 
und des Technischen Lehrers an Sonderschulen vom 
24.April 1974 (GBI. S.199), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 29. August 1980 (GBl. S. 559), außer 
Kraft. 

STUTIGART, den 25. Juli 1986 In Vertretung 
DR.KöNIG 

Verordnung des Justizministeriums zur 
Bestimmung von Vollstreckungsbehörden 

nach dem Sozialgerichtsgesetz 

Vom 15.September 1986 

Auf Grund von § 8 des Ausführungsgesetzes zum 
Sozialgerichtsgesetz vom 21.Dezember 1953 (GBI. 
S.235), der zuletzt durch das Gesetz über die Ände­
rung von Zuständigkeiten der Ministerien vom 
14. März 1972 (GBl. S.65) geändert worden ist, wird 
im Einvernehmen mit den übrigen Ministerien ver­
ordnet: 
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§ 1 

Vollstreckungsbehörden im Sinne von § 200 Abs.2 
Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes sind die Behörden 
sowie die Körperschaften oder Anstalten des öffent­
lichen Rechts, zu deren Gunsten vollstreckt werden 
soll. 

§2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

STUTIGART, den 15. September 1986 DR.EvRICH 

Verordnung 
des Innenministeriums 

zur Sicherstellung der Personalvertretung 
beim Klinikum Katharinenhospital 

Stuttgart 

Vom 22. September 1986 

Auf Grund von § 105 des Personalvertretungsgeset­
zes für das Land Baden-Württemberg (Landesperso­
nalvertretungsgesetz LPVG) in der Fassung vom 
1. Oktober 1915 (GBI. S.693) wird verordnet: 

§ 1 

(1) Der bei der Landesfrauenklinik Stuttgart gebilde­
te Personalrat besteht nach der Eingliederung der 
Landesfrauenklinik in das Klinikum Katharinenho­
spital Stuttgart bis zur nächsten regelmäßigen Perso­
nalratswahl fort. Er nimmt beim Klinikum Kathari­
nenhospital die Aufgaben des Personalrats für den 
Bereich der eingegliederten Landesfrauenklinik 
wahr. 

(2) Der Aufgabenbereich des Personalrats beim Kli­
nikum Katharinenhospital bleibt bis zur nächsten re­
gelmäßigen Personalratswahl von der Eingliederung 
der Landesfrauenklinik in das Klinikum Katharinen­
hospital unberührt. 

§2 

An Sitzungen des Personalrats des Klinikums Katha­
rinenhospital, in denen Maßnahmen besprochen 
werden, die die Frauenklinik betreffen, nimmt ein 
Vertreter des nach § 1 Abs.1 für den Bereich der Lan­
desfrauenklinik zuständigen Personalrats beratend 
teil. 

§3 

Die Bestellung des Wahlvorstands für die nächste re­
gelmäßige Personalratswahl erfolgt durch einen in 

gemeinsamer Sitzung gefaßten Beschluß beider 
beim Klinikum Katharinenhospital bestehenden 
Personalräte. 

§4 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 
1986 in Kraft. Sie tritt am 31. Mai 1989 außer Kraft. 

STUTIGART, den 22. September 1986 SCHLEE 

Fünfte Verordnung des Ministeriums für 
Wirtschaft, Mittelstand und Technologie 

zur Änderung der Verordnung über 
Feldes- und Förderabgabe 

Vom 25. September 1986 

Auf Grund von § 32 des Bundesberggesetzes 
(BBergG) vom 13. August 1980 (BGBl. I S.1310) und 
§ 2 der Verordnung der Landesregierung über die 
Bestimmung der zuständigen Behörden nach dem 
Bundesberggesetz vom 13.Januar 1982 (GBl. S.41) 
wird verordnet: 

Artikel 1 

Die Verordnung des Ministeriums für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr über Feldes- und Förderab­
gabe vom 8. Juli 1982 (GBl. S.368), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 12. Dezember 1985 (GBI. 
S.581), wird wie folgt geändert: 

1. In den § § 14 Satz 1 und 20 Satz 1 werden das Da­
tum »1.Januar 1986« durch das Datum »1.0kto­
ber 1986« und das Datum »31.Dezember 1986« 
durch das Datum »31. Dezember 1981« ersetzt. 

2. In den §§ 16 Satz 1,22 Satz 1 und 24 Abs. 2 wer­
den das Datum» 1. Januar 1986« durch das Da­
tum »1.0ktober 1986« und die Jahreszahl 
»1995« durch die Jahreszahl »1996« ersetzt. 

3. § 18 enthält folgende Fassung: 

»§ 18 

Sonstige Befreiungen von Förderabgabe 

Für die Zeit vom 1. Oktober 1986 bis zum 31.De­
zember 1981 wird der Abgabepflichtige von der 
Förderabgabe in Höhe von 21 Vomhundertpunk­
ten von dem sich aus § 14 Satz 1 ergebenden För­
derabgabesatz für Lagerstätten mit einem ge­
winnbaren Vorrat unter 2 Mio. t Erdöl befreit.« 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1986 in Kraft. 

STUTIGART, den 25. September 1986 HERZOG 
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Verordnung des Regierungspräsidiums 
Karlsruhe über das Natur- und 

Landschaftsschutzgebiet »Erlen-, Metten­
und Gründelbachniederung « 

Vom 31. Juli 1986 

Auf Grund von §§ 21, 58 Abs. 2 und § 64 Abs.1 NI. 2 
des Gesetzes zum Schutz der Natur, zur Pflege der 
Landschaft und über die Erholungsvorsorge in der 
freien Landschaft (Naturschutzgesetz - NatSchG) 
vom 21. Oktober 1975 (GBl. S.654), geändert durch 
das Gesetz zur Bereinigung des baden-württem­
bergischen Ordnungswidrigkeitenrechts vom 6. Juni 
1983 (GBl. S.199), und von § 22 Abs.2 und § 33 
Abs.2 Nr. 4 des Landesjagdgesetzes (LJagdG) in der 
Fassung vom 20.Dezember 1978 (GBl. 1979 S.12) 
wird verordnet: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

(1) Die in § 2 Abs.1 und 2 näher bezeichneten Flä­
chen auf dem Gebiet der Gemeinden Ötisheim, Ge­
markung Ötisheim und Ölbronn-Dürrn, Gemarkun­
gen Ölbronn und Dürrn, Landkreis Enzkreis, werden 
zum Naturschutzgebiet erklärt. 

(2) Die in § 2 Abs.3 und 4 näher bezeichneten Flä­
chen auf dem Gebiet der Gemeinden Ötisheim, Ge­
markung Ötisheim und Ölbronn-Dürm, Gemarkung 
Dürm, Landkreis Enzkreis, werden zum Land­
schaftsschutzgebiet erklärt. 

(3) Das Natur- und Landschaftsschutzgebiet führt 
die Bezeichnung »Erlen-, Metten- und Gründel­
bachniederung «. 

§2 

Sch utzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 
165 ha. Es besteht aus 6 Teilen: 

a) »Henkersklinge« mit Teilen des »Mühlau«-Wal­
des, 

b) »Wald unterhalb des Eichelberges « (beide auf 
dem Gebiet der Gemeinde Ölbronn-Dürrn), 

c) »Schanzenhau«, »Buchrain« und »Hellerwald« 
mit der» Erlenbachniederung vor und hinter dem 
Hürstwald« und Teilen des Hürstwaldes, 

d) »Allmendwiesen«, 

e) »Ob Corres« und 

f) »Eissee« (alle auf dem Gebiet der Gemeinde 
Ötisheim). 

(2) Diese Teile umfassen nach dem Stand vom l1.Juli 
1985 im einzelnen 

a) »Henkersklinge« (ca. 4,6 ha Flur) mit »Mühlau«­
Wald (ca. 8,8 ha Wald) auf dem Gebiet der Ge­
meinde Ölbronn-Dürm 

- an offener Flur 

auf Gemarkung Ölbronn (» Henkersklinge «) 
die Grundstücke Flst. NI.: 1420, 1688, 1711 bis 
1718, 1719/1, 1719/2 und 1721 (teilweise -tw.) 
und auf Gemarkung Dürrn (» Henkersklinge «) 
die Grundstücke Flst. NI.: 6578/1,6578/2 und 
6577 sowie 

- an Wald 

auf Gemarkung Dürrn (» Mühlau «-Wald - Ge­
meindewald Distr.I, Eichelberg) das Grund­
stück Flst. Nr.6575 (tw.) zwischen der Flur der 
Gewanne» Waldwiesen« und »Henkersklin­
ge« im Westen und Norden sowie dem Mühl­
auweg und der K 4525 im Süden und Ostenj 

b) »Wald unterhalb des Eichelberges « (ca. 36,2 ha 
Wald) - Gemeindewald Distr. I, Eichelberg, auf 
dem Gebiet der Gemeinde Ölbronn-Dürrn auf 
Gemarkung Dürm das Grundstück Flst. Nr.6575 
(tw.) zwischen dem Eichelbergweg im Westen 
und dem Schanzweg im Osten und einen 50 m 
breiten Korridor als Verbindung zum Teil c)j 

c) »Schanzenhau«, »Buchrain« und »Hellerwald« 
(ca. 42,4 ha Wald) mit der »Erlenbachniederung 
vor und hinter dem Hürstw ald« (ca. 27,5 ha offe­
ne Flur) und dem Hürstwald (ca. 19,9 ha Wald) 
auf dem Gebiet der Gemeinde Ötisheim 

- an Wald 

(»Schanzenhau«, »Buchrain« und »Heller­
wald« - Gemeindewald Distr.II, Eichelberg) -
zwischen Schanzweg im Westen und L 1132 im 
Osten - die Grundstücke Flst. Nr.: 4361, 4644 
(tw.), 4645 (tw.), 4646/1, 4646/2 mit den Feld­
wegen FW 24, FW 26/2 (tw.), FW 26/3 (tw.) 
sowie (» Hürstwald« - Gemeindewald DistI. IV, 
Hirschwald, mit dem Grundstück Flst. Nr.4362 
(tw.) und Staatswald des Forstbezirks Wierns­
heim) - Wald östlich des Weges FW 18/2 und 
18/3 mit dem Grundstück Flst. NI.4364 (tw.) 
und 

- an Flur 

(» Erlenbachniederung vor und hinter dem 
Hürstwald«) die Grundstücke Flst. NI.: 4176, 
4178 bis 4182,4298/2,4299 bis 4302, 4304 bis 
4308, 4310 bis 4313, 4320 bis 4323, 4326/1, 
4326/2, 4327 bis 4330, 4332, 4333, 4335 bis 
4346, 4349, 4350, 4351/1, 4351/2, 4352 bis 
4357, 4360, 4425 bis 4427, 4428/1, 4428/2, 
4429 bis 4434,4435/1,4435/2,4436 bis 4447, 
4449 bis 4452, 4458 bis 4464,4465/1,4465/2, 
4466 bis 4476, 4478, 4479, 4480/1, 4480/2, 
4481 bis 4489, 4493 bis 4495, mit den Feldwe-
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gen FW 11/2 (tw.), FW 18/3 (tw.), FW 18/5, 
FW 18/6, FW 21 (tw.), FW 241, FW 242 (tw.), 
FW 243, FW 260 (tw.) und dem Bach 1 (tw); 

d) »Allmendwiesen« auf dem Gebiet der Gemeinde 
Ötisheim, Gemarkung Ötisheim (ca. 29,5 ha) die 
Grundstücke FIst. NI.: 

- an Flur 

4007/1,4007/2,4008,4013,4014,4019,4020/1, 
402012,4023 bis 4027,4045 bis 4047, 4048/1, 
4049/1,4051,4052,4054/1,4055/1,405512, 
4056/1,4056/2,4057/1 bis 4057/3, 4058/1 bis 
4058/3,4059 bis 4064, 4065/1, 406512, 4066 
bis 4069, 4070/1, 407012, 407111, 407112, 
4072/1, 4072/2, 4073/1, 4073/2, 4074 bis 
4083, 4091 bis 4105, 4108 bis 4114, 4116 bis 
4122,4123/1,4123/2,4124,4125/1,412512, 
4126,4127/1,4127/2,4128/1,4128/2,412911, 
412912,4130 bis 4137,4138/1,4138/2,4139 
bis 4144,4145/1,414512,4146,4147/1,414712, 
4148 bis 4150, 4153 (tw.), 4154 (tw.), 4159/1, 
4159/2,4160,4164,4166/1,4166/2,4167 bis 
4169,4171,4172/1,4172/2,4173 und 4174 
sowie auf dem Gebiet der Gemeinde Ölbronn­
Dfum, Gemarkung Dürrn (ca. 5,1 ha) die 
Grundstücke FIst. Nm.: 
5614 bis 5617, 5619/1, 5619/2, 5620, 5622, 
5628,5633,5637,5638,5640,5643,5645,5648, 
5649, 5653, 5656, 5658, 5663, 5665, 5698 (tw.), 
5955, 5959'; 

e) »Ob Corres« (ca. 6,6 ha) auf dem Gebiet der Ge­
meinde Ötisheim, Gemarkung Ötisheim, die 
Grundstücke FIst. NI.: 
3828 bis 3632, 3636, 3637, 3638/1 bis 3638/3, 
3639 bis 3642,3644 bis 3649,3650/1 bis 3650/3, 
3651,3652,3654/1,365412,3655 bis 3658, 3662, 
3664, 3667, 3668, 3689, 3768 (tw.), 3769 (tw.), 
3771 (tw.), 3772 (tw.), 3775 (tw.), 3778 (tw.) und 
3788 (tw.li 

f) »Eissee« auf dem Gebiet der Gemeinde Ötis­
heim, Gemarkung Ötisheim, die Grundstücke 
FIst. Nr.3581, 3584 (tw.) und Bach Nr.5/1 (tw.) 
(ca. 0,53 halo 

(3) Das Landschaftsschutzgebiet L 1 hat eine Größe 
von ca. 70 ha. Es umfaßt nach dem Stand vom 11. Juli 
1985 folgende Gewanne: 

a) Gemeinde Ötisheim, Gemarkung Ötisheim: Som­
merhau (tw.), Herdwiesen (tw.), Trieb, Riedwie­
sen (tw.), Hinter dem Hürstwald (tw.). Vor dem 
Hfustwald (tw.), Langwiesen, Unter dem Dürrner 
Weg (tw.), Rosenberg, Beim großen Brunnen, 
Hundsrücken (tw.), Kalbwiesen, Ob dem großen 
Brunnen (tw.), Großer Brunnen (tw.), Hfustwald 
(tw.) und Mettenbach (tw.) 

b) Gemeinde Ölbronn-Dürm, Gemarkung Dürm: 
Binsenplatte, Tiergarten und Waldwiesen. 

(4) Das Landschaftsschutzgebiet L 2 hat eine Größe 
von ca. 215 ha. Es umfaßt nach dem Stand vom 
11.JOO 1985 folgende Gewanne: 

a) Gemeinde Ötisheim, Gemarkung Ötisheim: 

- an Flur: 

Unter dem Eckhau (tw.), Baudenwiesen, Ober­
ste Wiese, Herdwiesen (tw.), Hfustspitzen, All­
mendwiesen (tw.), Unter dem Dfumer Weg 
(tw.), Wirsenäcker, Kohlplatte (tw.), Ob dem 
Brücklesweg (tw.), Wiesenäcker (tw.), Unter 
dem Brücklesweg, Mettenbach (tw.) und 
Gründelbach (tw.); 

- an Wald: 

Schanzenhau (tw.). Buchrain (tw.), Hellerwald 
(tw.), Gemeindewald Distr.II Eichelberg -
Abt.6, 8 und 9, tw.) und Hürstwald (tw.) (Ge­
meindewald Distr. IV Hirschwald - und 
Staatswald des Forstbezirks Wiemsheim -
Hirschwald westlich des Weges FW 1812 und 
18/3) 

b) Gemeinde Ölbronn-Dfum, Gemarkung Dürm: 

an Flur: 

Mühlau, Grün (tw.), Sommerhau (tw.), Steck­
wiesen (tw.) und Allmendwiesen (tw.) und 

- an Wald: 

Mühlau (tw.) sowie Unterhalb des Eichelbergs 
(tw.) (beides Gemeindewald DistLI - Eichel­
berg - Abt. 9 und 11). 

(5) Die Grenzen der Schutzgebiete sind in einer to­
pographischen Karte im Maßstab 1: 25000 und in 
10 Karten im Maßstab 1 :2500 rot (Naturschutzge­
biet gemäß § 2 Abs.1 und 2), dunkelgrün (Land­
schaftsschutzgebiet L 1 gemäß § 2 Abs.3) und hell­
grün (Landschaftsschutzgebiet L 2 gemäß § 2 Abs. 4) 
eingetragen. 

Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Die 
Verordnung mit Karten wird beim Regierungspräsi­
dium Karlsruhe und beim Landratsamt Enzkreis in 
7530 Pforzheim auf die Dauer von drei Wochen, be­
ginnend am achten Tag nach Verkündung dieser 
Verordnung im Gesetzblatt, zur kostenlosen Einsicht 
durch jedermann während der Sprechzeiten öffent­
lich ausgelegt. 

(6) Die Verordnung mit Karten ist nach Ablauf der 
Auslegungsfrist bei den in Absatz 5 Satz 3 bezeich­
neten Stellen zur kostenlosen Einsicht durch jeder­
mann während der Sprechzeiten niedergelegt. 

§3 

Schutzzweck 

(1) Schutzzweck für das Naturschutzgebiet ist die 
Erhaltung und Förderung 
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1. der artenreichen, von unterschiedlichen Feucht­
stufen bestimmten, vielfältigen Pflanzengesell­
schaften in Wald und Flur mit einer Reihe gefähr­
deter Tier- und Pflanzenarten, 

2. der im wesentlichen ungestörten Eichen-Hain­
buchen-Gesellschaft in ihren verschiedenen 
Ausbildungsformen, 

3. der seltenen Schilf-, Seggen- und Feuchtwiesen­
gesellschaften, 

4. der durch Dauergrünland geprägten Kulturland­
schaft in der Flur als Brut-, Nahrungs- und Rast­
biotop für die an die Wiesenlandschaft gebunde­
ne und zunehmend bedrohte Tierwelt, 

5. der Wasservorkommen in Wald und Flur als 
Laich-, Nahrungs- und Rastbiotop bedrohter Tie­
re. 

(2) Schutzzweck für das Landschaftsschutzgebiet 
L 1 ist 

1. die Sicherung und Erhaltung der als Grünland 
genutzten Niederung als Nahrungs- und Rast­
biotop für die in Abs.1 Nr.4 und 5 genannte Tier­
welt, 

2. die Erhaltung der vorhandenen standortgemä­
ßen Gehölzbestände, Riedflächen und Röhricht­
bestände sowie der Wasservorkommen. 

(3) Schutzzweck für das Landschaftsschutzgebiet 
L 2 ist 

1. die Sicherung des ökologisch notwendigen Er­
gänzungsraumes für die unter Abs.1 Nr.4 und 5 
genannte Tierwelt, 

2. die Erhaltung und Pflege der großräumigen 
historischen Kulturlandschaft mit ihrem vielfälti­
gen Boden- und Nutzungsmosaik am Fuße des 
Stromberges in der weitgehend naturnah ausge­
statteten Flur und im naturnah ausgestatteten 
Wald. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen 
verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung 
oder Veränderung des Schutzgebietes oder seiner 
Bestandteile, zu einer nachhaltigen Störung oder zu 
einer Beeinträchtigung der wissenschaftlichen For­
'Schung führen können. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauord­
nung in der jeweils geltenden Fassung zu errich­
ten oder der Errichtung gleichgestellte Maßnah­
men durchzuführen; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsan­
lagen anzulegen, Leitungen zu verlegen oder 
Anlagen dieser Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. fließende oder stehende Gewässer zu schaffen, 
zu beseitigen, zu verändern sowie Entwässe­
rungs- oder andere Maßnahmen vorzunehmen, 
die den Wasserhaushalt des Gebietes verändern; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen; 

7. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

8. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nach­
zustellen, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder Puppen, 
Larven, Eier oder Nester oder sonstige Brut-, 
Wohn- oder Zufluchtstätten dieser Tiere zu ent­
fernen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

9. in der Flur Pflanzenbehandlungsmittel einzuset­
zen; im Wald Pflanzenbehandlungsmittel und 
Rodentizide einzusetzen außer zum Schutz vor 
waldbedrohenden Kalamitäten und zum Schutz 
lagernden Holzes, soweit keine anderen Maß­
nahmen in Frage kommen; 

10. zu zelten, zu lagern, Wohnwagen, sonstige Fahr­
zeuge oder Verkaufs- bzw. andere Stände aufzu­
stellen; 

11. Feuer zu entzünden oder zu unterhalten sowie zu 
grillen; 

12. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreini-
gungen oder Erschütterungen zu verursachen; 

13. Hunde frei laufen zu lassen; 

14. die Wege zu verlassen; 

15. zu reiten, zu fahren und Flugmodelle zu betrei­
ben; 

16. die Art der bisherigen Grundstücksnutzung zu 
ändern; 

lT. Wiesen-, Ried- und Röhrichtflächen umzubre­
chen; 

18. Schmuckreisigkulturen oder Vorratspflanzun­
gen von Bäumen oder Sträuchern anzulegen. 

§5 

Im Naturschutzgebiet zulässige Handlungen 

§ 4 gilt nicht 

1. für die ordnungsmäßige Ausübung der Jagd mit 
der Maßgabe, daß 

a) in die Schilf- und Seggenbestände nicht ein­
gegriffen wird und 

b) bei der Bejagung der Schutz zweck der Ver­
ordnung berücksichtigt wird; 

2. für die ordnungsmäßige Ausübung der Fischerei 
im Eissee (Grundstück FIst. Nr.3584) mit der 
Maßgabe, daß die AmphibienfAuna nicht beein­
trächtigt wird; 



366 GB1.1986 Nr.18 

3. für die ordnungsmäßige landwirtschaftliche Nut­
zung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang mit der Maßgabe, daß § 4 Abs.2 Nrn.3, 
4,9, 16, 17 und 18 beachtet werden; 

4. für die ordnungsmäßige forstwirtschaftliche Nut­
zung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang mit der Maßgabe, daß entsprechend 
dem Schutzzweck die standortgemäßen Eichen­
Hainbuchen- und Bruchwaldgesellschaften in 
ihren verschiedenen Ausprägungsformen erhal­
ten, entwickelt und den natürlichen potentiellen 
Waldgesellschaften angepaßt werden; 

5. für die sonstige bisherrechtmäßigerweise ausge­
übte Nutzung der Grundstücke, Gewässer, Stra­
ßen und Wege sowie der rechtmäßigerweise be­
stehenden Einrichtungen in der bisherigen Art 
und im bisherigen Umfang sowie deren Unter­
haltung und Instandsetzung; 

6. für Pflegemaßnahmen nach § 9; 

7. für behördlich angeordnete oder zugelassene 
Beschilderungen. 

§6 

Verbote für die Landschaftsschutzgebiete 
L 1 undL2 

(1) In den Landschaftsschutzgebieten sind alle 
Handlungen verboten, die den Charakter des Gebie­
tes verändern oder dem besonderen Schutzzweck 
zuwiderlaufen, insbesondere wenn dadurch 

1. der Naturhaushalt geschädigt, 

2. die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter nachhal­
tig gestört, 

3. eine geschützte Flächennutzung auf Dauer ge­
ändert, 

4. das Landschaftsbild nachteilig geändert wird 
oder die natürliche Eigenart der Landschaft auf 
andere Weise beeinträchtigt oder 

5. der Naturgenuß oder der besondere Erholungs­
wert der Landschaft beeinträchtigt wird. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. den Gewässern Amphibien sowie deren Laich 
und Jungtiere zu entnehmen; 

2. im Landschaftsschutzgebiet L 1 Wiesen-, Ried­
und Röhrichtflächen in Ackerland umzubrechen; 

3. Schmuckreisigkulturen oder Vorratspflanzun­
gen von Bäumen oder Sträuchern anzulegen. 

§7 

Erlaubnisvorbehalte für die Landschafts­
schutzgebiete 

(1) In den Lartdschaftsschutzgebieten bedürfen 
Handlungen, die den Charakter der Gebiete verän-

dern oder den besonderen Schutzzwecken zuwider­
laufen können, der schriftlichen Erlaubnis der höhe­
ren Naturschutzbehörde. 

(2) Der Erlaubnis bedürfen insbesondere folgende 
Handlungen: 

1. Errichten von baulichen Anlagen im Sinne der 
Landesbauordnung in der jeweils geltenden Fas­
sung oder der Errichtung gleichgestellte Maß­
nahmen; 

2. Errichten von Einfriedigungen; 

3. Verlegen oder Ändern von ober- oder unterirdi­
schen Leitungen aller Art; 

4. Abbauen, Entnehmen oder Einbringen von Stei­
nen, Kies, Sand, Lehm oder anderen Bodenbe­
standteilen oder die Veränderung der Bodenge­
staU auf andere Weise; 

5. Lagern von Gegenständen, soweit sie nicht zur 
zulässigen Nutzung des Grundstücks erforder­
lich sind; 

6. Anlegen oder Verändern von Straßen, Wegen, 
Plätzen oder anderen Verkehrswegen; 

7. Anlegen oder Verändern von Stätten für Sport 
und Spiel; 

8. Anlegen oder Verändern von Flugplätzen, ein­
schließlich Modellfluggeländen; 

9. Aufstellen von Wohnwagen oder Verkaufs- bzw. 
sonstigen Ständen und das mehrtägige Zelten 
oder Abstellen von Kraftfahrzeugen; 

10. Anlegen, Beseitigen oder Ändern von fließenden 
oder stehenden Gewässern; 

11. Aufstellen oder Anbringen von Plakaten, Bild­
oder Schrifttafeln; 

12. Kahlschlagen von Wald auf einer Fläche von 
mehr als vier Hektar; 

13. Neuaufforsten, Umwandeln von Wald, Anlegen 
von Kleingärten oder wesentliches Ändern der 
BOdennutzung auf andere Weise; 

14. Beseitigen oder Ändern von wesentlichen Land­
schaftsbestandteilen wie Feldgehölzen, uferbe­
gleitenden Gehölzen, Wasservorkommen aller 
Art; 

15. Maßnahmen zur Veränderung des Wasserhaus-
halts im Landschaftsschutzgebiet L 1. 

(3) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Handlung 
Wirkungen der in § 6 Abs.1 genannten Art nicht zur 
Folge hat oder solche Wirkungen durch Auflagen 
oder Bedingungen abgewendet werden können. Sie 
kann befristet oder widerruflich erteilt werden. 

(4) Die Erlaubnis wird durch eine nach anderen Vor­
schriften notwendige Gestattung ersetzt, wenn diese 
mit Zustimmung der Naturschutzbehörde ergangen 
ist. 
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(5) Bei Handlungen des Bundes und des Landes, die 
nach anderen Vorschriften keiner Gestattung bedür­
fen, wird die Erlaubnis durch das Einvernehmen mit 
der Naturschutzbehörde ersetzt. Das gleiche gilt für 
Handlungen, die unter Leitung oder Betreuung 
staatlicher Behörden durchgeführt werden. 

§8 

Zulässige Handlungen in den Landschafts­
schutzgebieten 

Die §§ 6 und 7- gelten nicht 

1. für die Nutzung im Rahmen einer ordnungsmäßi­
gen Bewirtschaftung land- und forstwirtschaftli­
eher Grundstücke mit der Maßgabe, daß im 
Landschaftsschutzgebiet L 1 das Umbrechen von 
Wiesen-, Ried- und Röhrichtflächen verboten ist, 
Maßnahmen zur Veränderung des Wasserhaus­
halts gemäß § 7- einer schriftlichen Erlaubnis be­
dürfen und in beiden Landschaftsschutzgebieten 
Schmuckreisigkulturen oder Vorratspflanzun­
gen von Bäumen oder Sträuchern nicht angelegt 
werden dürfen; 

2. für die ordnungsmäßige Ausübung der Jagd und 
Fischerei mit der Maßgabe, daß im Rahmen der 
Fischerei das Entnehmen von Amphibien sowie 
deren Laich und von Jungtieren untersagt ist; 

3. für die sonstige bisher rechtmäßigerweise ausge­
übte Nutzung der Grundstücke, Gewässer, Stra­
ßen und Wege sowie der rechtmäßigerweise be­
stehenden Einrichtungen in der bisherigen Art 
und im bisherigen Umfang sowie deren Unter­
haltung und Instandsetzung, ausgenommen 
Maßnahmen nach § 7- Abs.2 Nr.15 und 16; 

4. für Schutzzäune an Verkehrswegen; 

5. für behördlich angeordnete oder zugelassene 
Beschilderungen. 

§9 

Schutz- und Pflegemaßnahmen 

Schutz-, Pflege- und Entwicklungsrnaßnahmen im 
Schutzgebiet werden von der höheren Naturschutz­
behörde in einem Pflegeplan oder durch Einzelan­
ordnungen festgelegt; soweit sie Wald betreffen, 
sind sie im Einvernehmen mit der Forstverwaltung 
zu erstellen. 

Für den Gemeindewald })Hirschwald« Distrikt IV, 
Abteilung 1 und den Staatswald »Hirschwald« Di­
strikt IV, Abteilung 1 (teilweise) gilt die Schonwald­
erklärung der Forstdirektion Karlsruhe vom 1. Juli 
1986. 

§ 10 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach 
§ 63 Naturschutzgesetz und nach den jagdrecht­
lichen Vorschriften Befreiung erteilt werden. 

§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 64 Abs.1 Nr. 2 
Naturschutzgesetz handelt, wer 

a) im Naturschutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig 
eine der nach § 4 dieser Verordnung verbotene 
Handlung vornimmt, 

b) in den Landschaftsschutzgebieten vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen den §§ 6 und 7- dieser 
Verordnung ohne vorherige schriftliche Erlaubnis 
Handlungen vornimmt, die den Charakter des 
Gebietes verändern oder dem besonderen 
Schutzzweck zuwiderlaufen können. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 33 Abs.2 Nr.4 
Landesjagdgesetz handelt, wer im Naturschutzge­
biet vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 i. V. m. 
§ 5 Nr.1 dieser Verordnung die Jagd ausübt. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der 
Auslegungsfrist in Kraft. 

KARLSRUHE, den 31. Juli 1986 DR. BIERINGER 

Verordnung der Forstdirektion Karlsruhe 
über das Sperren eines Waldgebietes zum 

Schutze des Auerwildes auf der 
Gemarkung der Gemeinde Forbach 

Vom 23.August 1986 

Auf Grund von § 38 Abs.1 Satz 4 Wald gesetz für Ba­
den-Württemberg (LWaldG) in der Fassung vom 
4. April 1985 (GBI. S.106) wird verordnet: 

§ 1 

Einschränkung des Betretensrechtes 

Zum Schutz des Auerwildes wird das Betreten des 
Waldes zum Zwecke der Erholung für das in § 2 nä­
her bezeichnete Waldgebiet eingeschränkt. In der 
Zeit vom 1. November bis 15. Juli darf das gesperrte 
Waldgebiet nur auf befestigten Schotterwegen und 
den markierten Wanderwegen sowie den markier­
ten Loipen betreten werden. 

§2 

Gesperrtes Waldgebiet 

Das gesperrte Waldgebiet hat eine Größe von 
582,8 ha. Es umfaßt die nachstehenden Wald grund-
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stücke auf Gemarkung der Gemeinde Forbach 
Staatswald Herrenwies nachstehende Waldflächen: 
Distrikt I 
Abteilung 4 10,0 ha 
Abteilung 5 8,0 ha 
Abteilung 6 8,0 ha 
Abteilung 8 10,0 ha 
Abteilung 21 43,6 ha 
Abteilung 22 68,5 ha 
Abteilung 23 40,0 ha 
Abteilung 24 41,0 ha 
Abteilung 25 53,8 ha 
Abteilung 26 37,8 ha 
Abteilung 27 19,3 ha 
Abteilung 28 5,4 ha 
Abteilung 29 34,5 ha 
Abteilung 30 47,9 ha 
Abteilung 41 40,0 ha 
Abteilung 42 15.0 ha 
Abteilung 43 18,0 ha 
Abteilung 44 16,0 ha 
Abteilung 45 20,0 ha 
Abteilung 46 30,0 ha 
Abteilung 47 4,0 ha 
Abteilung 48 15,0 ha 

Die oben angegebenen Waldflächen liegen inner­
halb nachstehender Grenzbeschreibung: Ausge­
hend vom Forstort » Dreikohlplatten « über Becker­
weg südöstlich bis Kegelplatz, talwärts entlang des 
Maschinenweges die Abt.I.6 durchschneidend bis 
zum Oberen Birkenauweg. Diesem in östlicher Rich­
tung folgend bis zur Grenze Abt.I.42 Murgschiffer­
schaft (Stöckberg). Dieser Linie bergwärts ziehend 
bis zur Abt. Linie 1.4 0/42. dann in südwestlicher Rich­
tung bis zur Abt. Linie 41140 und weiter abwärts füh­
rend bis zum Nägeleweg. Entlang des Nägelewegs 
südöstlich bis zur Abt. Linie 30/41 und anschließend 
talwärts bis unterer Gartenbachweg. Von diesem 
zum Weg Orglerslochabfahrt und weiter aufwärts 
zum Unteren Ochsenkopfweg. Die Begrenzung ver­
läuft auf dem Unteren Ochsenkopfweg in westlicher 
Richtung bis zur Querung Alter Kirchweg. Anschlie­
ßend auf dem Alten Kirchweg aufwärts bis zur» Drei­
kohlplatten «. 

§3 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig nach § 83 Abs. 3 Landeswaldgesetz 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 1 
in der Zeit vom 1. November bis 15. Juli das gesperrte 
Waldgebiet unbefugt betritt. 

§4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

KARLSRUHE, den 23. August 1986 DR.KÄLBLE 

Verordnung 
der Forstdirektion Karlsruhe 

über das 
Sperren eines Waldgebietes 
zum Schutze des Auerwildes 

auf der Gemarkung 
der Gemeinden Baiersbronn 

und Forbach 

Vom 23.August 1986 

Auf Grund von § 38 Abs.1 Satz 4 Wald gesetz für Ba­
den-Württemberg (LWaldG) in der Fassung vom 
4. April 1985 (GBI. S.106) wird verordnet: 

§ 1 

Einschränkung des Betretensrechtes 

Zum Schutz des Auerwildes wird das Betreten des 
Waldes zum Zwecke der Erholung für das in § 2 nä­
her bezeichnete Waldgebiet eingeschränkt. In der 
Zeit vom 1. November bis 15. Juli darf das gesperrte 
Waldgebiet nur auf befestigten Schotterwegen und 
den markierten Wanderwegen sowie den markier­
ten Loipen betreten werden. 

§2 

Gesperrtes Waldgebiet 

Das gesperrte Waldgebiet hat eine Größe von 550 ha 
Staatswald des Staatlichen Forstamts Schönmünz­
ach und ca. 38 ha Murgschifferschaftswald des 
Staatlichen Forstamtes Murgschifferschaft. Es um­
faßt den Staatswald Distr. VII »Pommertswald« auf 
Markung Baiersbronn und den Murgschifferschafts­
wald Distr. IV » Schönmünzwald « Abt. 36, 37. 38 auf 
Markung Forbach und die auf Markung Baiersbronn 
gelegene Teilfläche von Abt. IV 34. 

§3 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig nach § 83 Abs. 3 Landeswaldgesetz 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 1 
in der Zeit vom 1. November bis 15.Juli das gesperrte 
Waldgebiet unbefugt betritt. 

§4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

KARLSRUHE, den 23. August 1986 DR.KÄLBLE 
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Verordnung des Regierungspräsidiums 
Stuttgart zum Schutz der 

Trinkwassergewinnungsanlagen des 
Zweckverbandes 

» Wasserversorgungsgruppe Oberes 
Eisenztal {(, Sitz: Eppingen, Landkreis 

Heilbronn 

Vom 30. September 1986 

Auf Grund des § 19 Abs. 1 und 2 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsge­
setz - WHG) in der Fassung vom 16. Oktober 1916 
(BGBl.I S.3011), und § 96 Abs.2 Nr.2 und § 110 des 
Wassergesetzes für Baden-Würtlemberg (WG) in der 
Fassung vom 26. April 1916 (GBI. S.369) wird verord­
net: 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 

(1) Im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung 
wird zum Schutz der Trinkwassergewinnungsanla­
gen des Zweckverbands» Wasserversorgungsgrup­
pe Oberes Elsenztal«, Sitz: Eppingen, für die Was­
serfassungen 

Brunnen I 

auf FIst.Nr.1116, Gemarkung Richen, 

Brunnen II und III 

auf FIst. Nr.10118, Gemarkung Ittlingen 

ein Wasserschutzgebiet festgesetzt. 

(2) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die Wei­
tere Schutzzone (Zone III Bund III A), in die Engere 
Schutzzone b (Zone II b) und in zwei Schutz­
zonen a (Zone 11 a) und in zwei Fassungsbereiche 
(Zone I). 

(3) 1 Das Wasserschutzgebiet erstreckt sich auf 
Teile der Gemarkungen Richen (Stadt Eppin­
gen, Kreis Heilbronn), Ittlingen (Gemeinde 
Ittlingen, Kreis Heilbronn), Stebbach (Ge­
meinde Gemmingen, Kreis Heilbronn), 
Bockschaft (Gemeinde Kirchhardt, Kreis 
Heilbronn), Reihen und Weiler (Stadt Sins­
heim, Rhein-Neckar-Kreis). 

2 Zu den Fassungsbereichen (Zone I) gehören 

2.1 Brunnen I 

das Fist. Nr.1116 im Gewann Langwiesen, 
Gemarkung Richen, Stadt Eppingen 

2.2 Brunnen II und III 

das Fist. Nr.l0118 im Gewann Riet, Gemar­
kung Ittlingen, Gemeinde Ittlingen. 

3 Engere Schutzzone a (Zonen Ha) 

3.1 Brunnen I 

die Engere Schutz zone a umfaßt die Grund­
stücke 1111, 1112, 1113, 1114, 1115, 1111, 
1118,1119,1121,1123,1124,1125,1139,1140, 
1141,1611,1618,1619,1680,1181 und einen 
Teil des Fist. Nr.1122 sowie ein Teilstück der 
Elsenz, Gemarkung Richen, Stadt Eppingen. 

3.2 Brunnen II und Brunnen III 

4 

5 

die Engere Schutzzone a umfaßt die Fist. 
Nr.10116, 10111 und 10719, Gemarkung Itt­
lingen, Gemeinde ItHingen. 

Engere Schutzzone b (Zone IIb) 

Sie umfaßt die Grundstücke 10105, 10106, 
10101, 10108, 10109, 10110, 10111, 10712, 
10713, 10114, 10115, 10120, 10122, 10123, 
10124, 10125, 10126, 10121, 10128, 10129, 
10131, 10138, 10139 und 10140, Gemarkung 
Ittlingen, Gemeinde Ittlingen. 

Der Umfang und die Grenzen der Weiteren 
Schutzzonen (III Bund III A) sowie die gen aue 
Abgrenzung der Engeren Schutzzonen und 
der Fassungsbereiche ergeben sich aus den 
Schutzgebietskarten Maßstab 1: 10000, 
1: 1500, 1: 500 und 1: 200 (Anlagen 1 bis 5). 

In den Schutzgebietskarten ist die Zone III B 
grün, die Zone II b gelb und die Zone I rot um­
randet, die Zone III A grün gestrichelt, und Zo­
ne II a gelb gestrichelt. 

Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. 
Die Verordnung liegt ab dem achten Tag nach 
ihrer Verkündung im Gesetzblatt für Baden­
Württemberg für die Dauer von zwei Wochen 
zur kostenlosen Einsicht durch jedermann 
während der Sprechzeiten öffentlich beim Re­
gierungspräsidium Stuttgart, Abteilung Was­
serwirtschaft, beim Landratsamt Heilbronn, 
beim LandratsamtRhein-Neckar-Kreis in Hei­
delberg, bei den Bürgermeisterämtern Eppin­
gen, Gemmingen, Ittlingen und Kirchhardt, 
Landkreis Heilbronn sowie beim Bürgermei­
steramt der Stadt Sinsheim, Rhein-Neckar­
Kreis aus. 

Nach der Verkündung wird die Verordnung 
mit Schutzgebietskarten beim Staatsarchiv 
Ludwigsburg, Schloß, 1140 Ludwigsburg ver­
wahrt, sowie bei den bezeichneten Dienststel­
len niedergelegt. Bei diesen kann sie von jeder­
mann während der Sprechzeiten eingesehen 
werden. 

§ 2 

Schutz der Weiteren Schutzzone 

(1) In der Weiteren Schutzzone - Zone III B - sind 
verboten: 
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1. Der Bau von Rohrleitungen zur Beförderung von 
wassergefährdenden Stoffen (z. B. Treibstoffe, 
Öle); ausgenommen sind Rohrleitungen inner­
halb von Wohn- und Betriebsgrundstücken, so­
fern sie durch ausreichende Sicherheitsvorkeh­
rungen gegen ein Austreten von Flüssigkeiten in 
den Untergrund geschützt sind. 

(2) In der Weiteren Schutzzone - Zone III A sind 
verboten: 

1. Die für die Zone III B verbotenen Handlungen. 

2. Das Einleiten von biologisch abbaubaren Ab­
wässern in oberirdische Gewässer, wenn die Ab­
wässer nicht ausreichend gereinigt sind; dassel­
be gilt für das Versickern solcher Abwässer. 

3. Das Einleiten von biologisch nicht abbaubaren, 
schädlichen oder giftigen Abwässern (z. B. arsen­
haltige, bleihaltige, chromsaure, cyanidische, 
phenolhaltige, radioaktive oder durch Teerstoffe 
oder Düngemittel verunreinigte Abwasser) in 
oberirdische Gewässer, bevor die Abwässer ent­
giftet oder unschädlich gemacht sind; dasselbe 
gilt für das Versickern solcher Abwässer und de­
ren Ableiten in öffentlichen Kanalisationen. 

4. Das Anlegen von Müllplätzen, Schlammdepo­
nien, das Lagern von Industrieabfällen, Treib­
oder Giftstoffen; das Anlegen größerer Erdauf­
schlüsse ohne ausreichende Sicherung und das 
Auffüllen bestehender Gruben mit wasserge­
fährdenden Stoffen; ferner das Vergraben von 
Tierkadavern. 

5. Die Errichtung von Sammelkläranlagen. 

6. Handlungen, die das Eindringen von Treibstof­
fen, Ölen, giftigen Stoffen (auch wassergefähr­
dende Verwendung von Schädlingsbekämp­
fungsmitteln), radioaktiven Stoffen, Trübungs-, 
Farb-, Geruchs- und Geschmackstoffen oder an­
deren wassergefährdenden Stoffen in oberirdi­
sche Gewässer oder in das Grundwasser ermög­
lichen. 

7. Das Anlegen oder wesentliche Erweitern von 
Friedhöfen, wenn auf Grund der Untergrundver­
hältnisse eine Gefährdung des Grundwassers zu 
besorgen ist. 

8. Die Verwendung von wassergefährdenden Kalt­
bindemitteln zum Straßen- und Wegebau, sofern 
nicht nur kleine Ausbesserungen vorgenommen 
werden. 

9. Das Befördern von Kernbrennstoffen und radio­
aktivem Material; hiervon ausgenommen ist das 
Befördern im schienengebundenen Verkehr bei 
Anwendung entsprechender Sorgfalt. 

10. Die Anlage von Flugplätzen, Notabwurfplätzen, 
militärischen Anlagen und übungsplätzen. 

11. Das Lagern wassergefährdender Flüssigkeiten 
(Treibstoffe, Öle u.a.) ausgenommen ist die La­
gerung, welche nach der Verordnung des Innen­
ministeriums Baden-Württemberg über das La­
gern wassergefährdender Flüssigkeiten (VLwF) 
vom 30.6. 1966 (GBL S.134), insbesondere den 
§§ 12-15 VLwF (Lagerung in Schutzgebieten), 
zulässig ist und den sonstigen gesetzlichen Be­
stimmungen entspricht. 

(3) Die Anwendungsverbote und -beschränkungen 
in der » Verordnung über Anwendungsverbote und 
-beschränkungen für Pflanzenschutzmittel« in der 
Fassung vom 31.Mai 1974 (BGBLI S.1204) sind zu 
beachten; soweit dort die Anwendung nach Maßga­
be der Vorbemerkung zulässig ist, ist zuständige Be­
hörde das Regierungspräsidium Stuttgart. 

§3 

Schutz der Engeren Schutzzone 

(1) In der Engeren Schutzzone II b sind verboten: 

1. Die für die Weitere Schutzzone verbotenen 
Handlungen (§ 2). 

2. Die Errichtung baulicher Anlagen im Sinne der 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg 
vom 6. April 1964 in der Fassung vom 28. Novem­
ber 1983 (GBL S.170). 

3. Die Herstellung von Erdaufschlüssen wie Gra­
ben, Bohrungen, Schürfungen von mehr als 1 m 
Tiefe sowie die Herstellung neuer und die we­
sentliche Änderung bestehender Wassergräben, 
die systematische Dränung oder Entwässerung. 

Die Befugnis zur Reinigung bestehender Gräben 
bleibt unberührt. 

4. Der Neubau und die wesentliche Änderung von 
Straßen und Wegen sowie die Verwendung von 
Teer für Bauarbeiten an Straßen und Wegen. 

5. Die Errichtung von Sport-, Bade-, Camping- und 
Parkplätzen sowie das Abstellen von Wohnwa­
gen und das Wagenwaschen. 

6. Das Verlegen von Kanälen zur Ableitung von 
Abwasser ohne ausreichende Sicherungsmaß­
nahme. 

7. Die Entnahme von festen Stoffen wie Steinen, 
Kies, Sand, Ton, Torf und Humus aus dem Erd­
reich. 

8. Das Lagern oder Ablagern von Mineralölen, Bau­
schutt, Erdaushub , Dung, die Anlage von Gärfut­
terrnieten. 

9. Das Versickern von Abwässern. 

10. Das Verregnen und Verrieseln von Abwasser; die 
landwirtschaftliche und gärtnerische Bewässe­
rung mit hygienisch nicht einwandfreiem Was­
ser. 
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11. Die Düngung mit Wirtschafts dünger (Mist, 
Pferch dung , Fäkalien), ausgenommen ist die 
Düngung mit Mist, sofern dieser nach der Abfuhr 
sofort verteilt wird. 

12. Das Anlegen von gewerblichen Gartenbaube­
trieben. 

13. Das Umbrechen von Wiesen in Ackerland oder 
sonstiges Gelände. 

(2) In der Engeren Schutzzone 11 a sind verboten: Die 
Düngung mit Wirtschaftsdünger (Mist, Pferch dung, 
Jauche, Gülle, Fäkalien), ausgenommen ist die Dün­
gung mit Mist, sofern dieser nach der Abfuhr sofort 
verteilt wird. 

§4 

Schutz des Fassungsbereiches 

Im Fassungsbereich - Zone I - sind verboten: 

1. Die für die Weitere Schutzzone und Engere 
Schutzzone verbotenen Handlungen (§§ 2 und 
3). 

2. Jegliche Verletzung der belebten Bodenschicht 
und der Deckschichten. 

3. Die Verwendung von chemischen Schädlings­
oder Unkrautbekämpfungsmitteln. 

4. Betreten durch Unbefugte. 

§5 

Duldungspflichten der Eigentümer und Nutzungs-
berechtigten von Grundstücken 

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 
Grundstücken innerhalb des Wasserschutzgebietes 
sind verpflichtet zu dulden, daß Beauftragte des 
Zweckverbands » Wasserversorgungsgruppe Obe­
res Elsenztal« und der Staatlichen Behörden die 
Flurstücke zur Beobachtung des Wasser und des Bo­
dens betreten, Beobachtungsstellen einrichten, Hin­
weisschilder zur Kennzeichnung des Wasserschutz­
gebietes aufstellen und den Fassungsbereich um­
zäunen. 

§6 

Befreiung 

(1) Das Landratsamt Heilbronn kann auf Antrag von 
den Verboten dieser Verordnung Befreiung erteilen, 
wenn überwiegende Gründe des Wohls der Allge-

meinheit dies erfordern oder eine Verunreinigung 
des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige 
Veränderung seiner Eigenschaften wegen besonde­
rer Schutzvorkehrungen nicht zu besorgen ist. 

(2) Die Befreiung kann mit Bedingungen und Aufla­
gen versehen und befristet werden. Sie kann zurück­
genommen werden oder nachträglich mit zusätzli­
chen Anforderungen versehen oder weiteren Ein­
schränkungen unterworfen werden, um das Grund­
wasser im Rahmen dieser Verordnung vor nachteili­
gen Veränderungen seiner Eigenschaften zu schüt­
zen, die bei der Erteilung der Befreiung nicht voraus­
sehbar waren. 

(3) Die Verbote der §§ 2, 3 und 4 gelten nicht für 
Maßnahmen des Zweckverbands » Wasserversor­
gungsgruppe Oberes Elsenztal«, die der Wasserge­
winnung oder Wasserversorgung dienen. Solche 
Maßnahmen sind dem Landratsamt rechtzeitig vor 
der Durchführung anzuzeigen. 

§7 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von §§ 41 Abs.1 Nr.2 des 
Wasserhaushaltsgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. einem Verbot nach §§ 2, 3 oder 4 dieser Verord­
nung zuwiderhandelt, 

2. eine nach § 5 ausnahmsweise zugelassene 
Handlung vornimmt, ohne die mit der Befreiung 
verbundenen Bedingungen oder Auflagen zu er­
füllen. 

§ 8 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver­
kündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung des Landrats­
amtes Sinsheim vom 3. Februar 1965 zum Schutz der 
Wassergewinnungsanlage des Zweckverbands 
» Wasserversorgungsgruppe Oberes Elsenztal« auf 
Flst. Nr. 7716, Gewann Langwiesen, Gemarkung Ri­
chen außer Kraft. 

STUITGART, den 30. September 1986 In Vertretung 
DR. KIESS 



312 GBl.1986 Nr.18 

HERAUSGEBER 
Staatsministerium Baden-Württemberg, 
Richard-Wagner-Straße 15, 7000 Stuttgart 1. 

SCHRIFTLEITUNG 
Staatsministerium, Amtsinspektor Baumeister 
Fernruf (0711) 2153-302. 
VERLAG 
Staatsanzeigerfür Baden-Württemberg, Postfach 85, 7000 Stuttgart1. 

DRUCKEREI 
Offizin Chr. Scheufeie in Stuttgart. 

ERSCHEINUNGSWEISE UND BEZUGSBEDINGUNGEN 
Das Gesetzblatt erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug durch den 
Verlag, jährlich 42 DM. Im Bezugspreis ist keine Mehrwertsteuer 
enthalten. Der Bezug kann zwei Monate vor dem 31.Dezember ei­
nes jeden Jahres gekündigt werden. 

VERKAUF VON EINZELAUSGABEN 
Einzelausgaben werden durch die Versands teile des Gesetzblattes, 
Postfach 85 Rotebühlstraße 64A), 7000 Stuttgart 1, Fernruf (0711) 
647-2 bei Barzahlung oder 
Vore' as Postgirokonto Nr.60330-709 
beim Postgiroamt Stuttgart (BLZ 60010070) 4,-DM. Hierin ist 
keine Mehrwertsteuer enthalten. 

Postvertriebsstück Gebühr bezahlt 
GESETZBLATT FüR BADEN-WüRTTEMBERG 
Postfach 85, 7000 Stuttgart 1 E 3235 A 

E 3235 A 
0101 002 0203088 18371 90 
MIN ERNAEHR LANDW UMWELT 
POSTFACH 491 

7000 STUTTGART 1 


